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Staat | Einheit Reichsmark Staat | Einheit wann 
/ ĩ§ĩré0. ⁰ ẽ p 
Agypten 1 ägypt. Pfund 12,535 Mali) ee 6a 100 Peſos . 
Argentinien f ! g 0,697 Neufeeland ....... we 5 5 che 

= 0,44 Goldpeſo uszahlung Großbritan⸗ 
Auſtralien Kurs für telegraphiſche nien abzüglich 19¾ vom 
Auszahlung Großbritan⸗ Hundert 
nien abzüglich 20 / vom Niederlande 100 Gulden 132,93 
Hundert Niederländiſch⸗ Kurs für telegraphiſche 
Belgiens 100 Belga 41,98 Indien Auszahlung Niederlande 
4 (= 500 belg. Franken) zuzüglich / vom Hundert 
Braſilien 1 Milreis 0,147 Norwegen 100 Kronen 61,46 
Britiſch⸗Hongkong 100 Dollar 74,.— A e e e 100 Schilling 49,05 
Britiſch⸗Indien 155 1901 een e 
2 7,54 engl. urs für telegraphiſche 
Britiſch Straits 100 Dollar 143,50 Auszahlung Großbritan⸗ 
Settlements nien zuzüglich / vom 
Bulgarien 100 Lewa 3,053 Hundert 
Canada 1 kanad. Dollar 2,493 Pein 100 Soles 9 2 — 
Sbile 100 Peſos r 100 Sloty 47714 
China-Shanghai. 100 Dollar e eee m Blue 
Dänemark 100 Kronen 54,60 Numänien 100 Lei 27492 
Danzig. 100 Gulden ee 100 Kronen 63,05 
en 100 eſtn. Kronen FF 100 Franken nr 
Finnland 100 Fmk. e N 100 Peſeten 27,03 
Frankreich 100 Francs 11,635 Südafrikaniſche (1 Südafrik. Pfund) 12,18 
Griechenland 100 Drachmen 2,857 Union und Süd 
Großbritannien 1 engl. Pfund 12,235 0 f WE 
NA PN: 100 Riale eee eee 100 Kronen „ 
Jsland 100 Kronen 8 5 Dee 1 türk. Pfund 1,982 
Italien 5 h x 5 2 . ö . d 100 Lire f 3,1 1 . N e 100 Peng 19 27 
Japan 1 Hen 1 1 Union der Sozialift:| 100 Sowjet.Rubel 49,245 
Jugoſlawlen 100 Dinar 5,666 Somjetrepubliten | (100 ene he wee 
Lettland 100 Lats 48,50 Urugua s 1 Goldpeſo 1,341 
r 100 Litas 42,02 Vereinigte Staaten 1 Dollar 2,493 
Buremburaee ee. 500 Franken 52,475 von Amerika 


*) Vom 12. Oktober 1936 ab. 
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J. Allgemeine Sachen, die Zölle und Verbrauchsabgaben 
gemeinſchaſtlich betreffen 


§ 365 Abſ. 3 AO. Keine Rechtsbeſchwerde in den Fällen 
des § 365 Abſ. 3 AD. 


Urteil des Reichsfinanzhofs, IV. Senat, 
vom 9. September 1936 — IVA 50/36 


Aus den Gründen: 


Die Anordnung der Leiſtung des hier auferlegten Offen- 
barungseids wird nicht nach § 202 AO., ſondern, wie ſich 
aus § 365 Abſ. 4 Satz 2 AO. in Verbindung mit § 325 
Abſ. 3 Satz 2 AD. ergibt, nach § 901 ZPO. erzwungen, 
wonach gegen einen Schuldner, der in dem zur Leiſtung 
des Offenbarungseids beſtimmten Termin nicht erſcheint 
oder die Leiſtung des Eids ohne Grund verweigert, das 
Gericht zur Erzwingung der Eidesleiſtung auf Antrag 
die Haft anzuordnen hat. 


Scheidet hiernach die Anwendbarkeit des § 305 AD. 
aus, ſo iſt die Beſchwerdeentſcheidung nach 8 304 
Abſ. 4 2D. endgültig. 


Hiernach war die Rechtsbeſchwerde als unzuläſſig zu 
verwerfen. 


S 1260 — 552 II 


$$ 467, 472 AD. §§ 337, 338 Nr. 5 StWD. 
Stellung des Finanzamts als Nebenkläger im gerichtlichen 
Steuerſtrafverfahren 


Urteil des Reichsgerichts, 3. Strafſenat, 
vom 24. Auguſt 1936 — 30 201/36 


Aus den Gründen: 


Der Nebenkläger (das Finanzamt) iſt zwar berechtigt, 
der Hauptverhandlung beizumohnen; er gehört jedoch nicht 
zu den Perſonen, deren Anweſenheit das Geſetz zwingend 
vorſchreibt. Der unbedingte Reviſionsgrund des § 338 
Nr. 5 StPO. liegt ſomit ſelbſt dann nicht vor, wenn der 
Nebenkläger überhaupt nicht geladen war (RGSt. Bd. 28 
S. 220 (225, 226], Bd. 31 S. 37 [38)). 


Hiernach hätte darauf, daß das FA. zur Verhandlung 
nicht geladen und in dieſer nicht vertreten war, eine 
Reviſionsrüge nur dann gegründet werden können, wenn 
das Ergebnis hierdurch beeinflußt worden wäre. Das 
behauptet die Staatsanwaltſchaft indeſſen ſelbſt nicht. 
Eine ſolche Rüge hätte überdies nur das FA. erheben 
können. 


S 1260 — 552 11 


II. Zölle und ſonſtiger Verkehr mit dem Auslande 


Verordnung über Anderung des Warenverzeichniſſes zum Zolltarif und des Teils Ill der Anleitung 
für die Zollabfertigung. Vom 10. Oktober 1936 


Auf Grund des § 12 des Vereinszollgeſetzes vom 1. Juli 1869 in Verbindung mit § 12 der Reichsabgaben⸗ 
ordnung werden die nachſtehend aufgeführten Anderungen des Warenverzeichniſſes zum Zolltarif und des Teils III der 
Anleitung für die Zollabfertigung in Kraft geſetzt, und zwar diejenige unter Nummer 112 mit Rückwirkung vom 
1. Januar 1936 an, die übrigen mit Wirkung vom 26. Oktober 1936 an. 


Berlin, 10. Oktober 1936 


Der Reichsminiſter der Finanzen 


Z 1401 — 42011 


* 


Im Auftrage: Ernſt 
* * 


Anderungen des Warenverzeichniſſes zum Zolltarif und des Seils Ill der Anleitung 
für die Zollabfertigung 
— Berichtigungsblätter werden alsbald geliefert — 


J. Warenverzeichnis zum Zolltarif 
(111. Berichtigung der Handausgabe) 


S. auch Kunſtbaumwolle. 


dem Stichwort »Baumwolle« iſt am Schluß anzufügen: 


dem Stichwort »Drehteile« iſt in Zeile 2 vor »ſ. Meſſingwaren⸗ einzufügen: 


, ſoweit fie nicht unter den Abſchnitt 18 oder 19 fallen, | | 


dem Stichwort »Feigen« Ziffer 2 Abſ. 1 iſt hinter dem Wort »getrodnet« anzufügen: 


„auch zerquetſcht oder gemahlen (Feigenteig, Feigenpaſta, Kaktus⸗ 


feigenteig, Kaktusfeigenpaſta) 
4. In 


5. In 
Wort »Huppen« zu ändern in »Hupen«. 


dem Stichwort »Geſundheitskrepp« iſt in der Klammer das Wort »undichtes« zu ſtreichen. 
den Stichworten »Huppen«, »Signalvorrichtungen« und „Tonwerkzeuge« Anmerkung 5 ift jeweils das 


6. In dem Stichwort »Kaktusfeigen« Abſ. 1 if hinter dem Wort »getrocknet« anzufügen: 


„auch zerquetſcht oder gemahlen (Kaktusfeigenteig, Kaktusfeigen⸗ 


paſta) 
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7. In dem Stichwort »Korinthen« iſt hinter dem Zeichen »&« anzufügen! 
„auch zerquetſcht oder gemahlen (Korinthenteig, Korinthenpaſta) | 
8. Hinter dem Stichwort »Kumyß« ift als neues Stichwort einzufügen: 
Kunſtbaumwolle (Reißbaumwolle, aus Geſpinſtwaren oder Ge⸗ 
ſpinſten durch Zerreißen wiedergewonnene Baumwolle)... 438 frei 
9. Hinter dem Stichwort »Nivellierinſtrumente⸗ iſt als neues Stichwort einzufügen! 
Noppen, ſogenannte (kugel⸗ oder eiförmige Knötchen aus zu 
ſammenhängenden Spinnſtoffen): | 
1. aus Wolle oder anderen Tierhaare nnn 416 3,50 
9, andere wie die verwendeten Spinnſtoffe, und zwar wie ge⸗ | 


krempelte Spinnſtoffe, wenn für ſolche eine beſondere Zoll 
behandlung vorgeſehen iſt. 


10. In dem Stichwort »Paſten⸗ Ziffer 2 iſt hinter e) einzufügen: 
e e 52 24 
zur Herstellung von Kajffee-Ersatzmitteln, unter Zollsicherung — 2 2 
andere: 
in Behältnissen bei einem Gewicht von 5 kg oder darunter vb 


; ff gen ar ae — v4 
2 EEE 52 24 
%%% 52 


eee 52 at 


— Die Ziffer d) erhalt die Bezeichnung „h) — 
11. Hinter dem Stichwort »Reispapier« iſt als neues Stichwort einzufügen: 
Neißbaumwolle |. Kunſtbaumwolle. | | 
12. In dem Stichwort »Rofinen« Ziffer 2 iſt hinter dem Zeichen » anzufügen: 
„auch zerquetſcht oder gemahlen (Rofinenteig, Roſinenpaſta) | | 
13. In dem Stichwort »Südfrüchte« find folgende Anderungen vorzunehmen: 
a) in Ziffer 6 iſt hinter dem Wort »getrocknet« anzufügen: 


„auch zerquetſcht oder gemahlen (Feigenteig, Feigenpaſta, Kaktus⸗ 
feigenteig, Kaktusfeigenpaſta) | 


b) Ziffer 7 erhält folgende Faſſung: 
7. Korinthen , Roſinen (mit Ausnahme der Traubenroſinen) W, 


EN 


auch zerquetſcht oder gemahlen (Korinthenteig, Korinthenpaſta, 


Roſinenteig, Rofinenpaftg) ))) :::: 52 24 
v5 


II. Teil I der Anleitung für die Zollabfertigung 
(283. Berichtigung der Handausgabe Teil III) 


1. Die Nr. 3a 1 erhält folgende Faſſung: 
Zal. Als Küchengewächſe dienende Rüben und Futterrüben. dun 38. 


Als Speiſerüben (Küchengewächſe) find außer den Salatbeten die unter den Bezeichnungen 
Möhren, gelbe Rüben und Karotten vorkommenden Mohrrüben anzuſehen; fie find von gelb- 
roter bis roter Farbe und haben zartes, ſüßes Fleiſch. Karotten ſind frühe Speiſemohrrüben, 
die eine kurze Entwicklungszeit haben und ſich zum Treiben eignen. Sie zeichnen ſich durch 
beſondere Zartheit aus (kenntlich an der leicht verletzbaren Oberhaut und dem ſaftigen, beim 
Zerbeißen knackenden Fleiſch), zeigen eine kräftig und gleichmäßig rote Färbung und ſind von 
füßem, aromatiſchem (nicht bitterem) Geſchmack. Sie werden im allgemeinen bundweiſe mit 
Laub gehandelt, während andere Speiſemöhren nach Gewicht ohne Laub gehandelt werden. 

Die zu den Futterrüben gehörenden Futtermoͤhren, auch Pferdemohren genannt, find grob: 
fleifchig, holzig und faſerig, in der Negel blaßgelb oder weiß mit grünem Kopf; fie find oft 
ſchon daran zu erkennen, daß ſie infolge anhaftender Erde und Beimiſchung von verkrüppelten, 
beſchädigten, fauligen und wurmigen Rüben unanſehnlicher als Speiſemöhren ſind, ſie gehen 
meist in Wagenladungen ein. g 

11 Rübe ift als Küchengewächs, die Kohlrübe (Steckrübe) iſt als Futterrübe 
anzuſehen. 


rr ——————— . 
. 
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2. In Nr. 3 d ſind folgende Anderungen vorzunehmen: 


a) in Abſ. 1 iſt an Stelle von »den überwiegenden Teil« zu ſetzen »mindeſtens den dritten Teile; 
b) in Abſ. 2 iſt 

1. an Stelle von »der überwiegende Teil« zu fehen »mindeſtens der dritte Teil / 

2. an Stelle von »den überwiegenden Teil« zu ſetzen »mindeſtens den dritten Teile. 


3. In Nr. 4 iſt in Abſ. (5) am Schluſſe anzufügen: 


Bei Holz von 2m Länge und mehr, mechaniſch mit Greifern geſtapelt, iſt der berechnete Raum. 
meterinhalt nach dem Verhältnis von 1,39 zu 1 in den Feſtmeterinhalt umzurechnen. 


4. Nr. 12 erhält folgende Faſſung: 


an Jer. 40d und 12. Verzeichnis der Grenzſtrecken, für welche die zollfreie 

Einfuhr einzelner Stücke von friſchem oder einfach zubereitetem 

Fleiſch oder von Schweineſpeck in Mengen von nicht mehr 

als 2 kg, nicht mit der Poſt eingehend, für Bewohner des 
Grenzbezirks zugelaſſen iſt. 


Die zollfreie Einfuhr einzelner Stücke von friſchem oder einfach zubereitetem Fleiſch oder 
von Schweineſpeck in Mengen von nicht mehr als 2 kg, nicht mit der Poſt eingehend, iſt den 
Bewohnern des Grenzbezirks für die nachſtehenden Grenzſtrecken geſtattet, ſofern die Bewohner 
eine auf Staatsverträgen beruhende Vergünſtigung gleicher Art nicht in Anſpruch nehmen: 

1. Im Hauptzollamtsbezirk Leer für die Ortſchaft Hebelermeer und den Ortsteil 
Weſuwermoor der Gemeinde Weſuwe / 

2. im Hauptzollamtsbezirk Nordhorn (Grafſchaft Bentheim) für die Ort⸗ 
ſchaften Eſchebrügge, Laar, Heeſterkante, Wielen, Vennebrügge, Balderhaar und Halle; 

3. im Hauptzollamtsbezirk Kleve für den Ort Grafwegen 

4. im Hauptzollamtsbezirk Kaldenkirchen (Rheinland) für den Ort Dammer⸗ 
bruch und für die zur Gemeinde Brüggen gehörende Sektion »An der Schwalme e 

5. im Hauptzollamtsbezirk Heinsberg (Rheinland) für die zur Gemeinde 
Elmpt gehörende Gemarkung Tackenbenden und für das zur Gemeinde Effeld gehörende Zoll 
haus Rothenbach; 


6. im Hauptzollamtsbezirk Aachen Kronprinzenſtraße für folgende Ortsteile 
der Ortſchaft Vaelſerquartier: Reutershag und Beck ſowie für die weſtlich der Linie Reuters⸗ 
hag und Beck gelegenen Teile der Ortſchaft Vaelſerquartier, ferner für folgende Teile der 
Stadtgemeinde Aachen: die Ortſchaften Am Bildchen und Bildchen, folgende Teile des Ortes 
Grenzhof: Gut Grenzhof einſchließlich Köpfchen, die Sollhäufer in Grenzhof, Haus Hirtzpley, 
die Anſiedlung »Grüne Eiche« ſowie Lichtenbufch; 

7. im Hauptzollamtsbezirk Prüm (Eifeh für die Ortſchaften Stupbach, Welchen 
hauſen, Affler, Abereiſenbach, Gemünd, für den zur Gemeinde Keppeshauſen gehörenden Ort 
Keppeshauſen ſowie für die Ortſchaft Echternacherbrück 

8. im Hauptzollamtsbezirk Landau (Pfalz) für die Ortſchaften Hirſchthal, 
Bobenthal mit der hierzu gehörenden Anſiedlung und Gutshof St. Germanshof und die zur 
Gemeinde Berg gehörende Ortſchaft Neulauterburg, \ 

9. im Hauptzollamtsbezirk Zwieſel (Bayern) für die zur Gemeinde Leopoldsreut 
gehörende Ortſchaft Schnellenzipf, für die zur Gemeinde Kleinphilippsreut gehörende Ortſchaft 
Marchhaäuſer und für die zur Gemeinde Annathal gehörenden Ortſchaften Mitter- und Hinter⸗ 
firmiansreut, 

10. im Hauptzollamtsbezirk Furth im Wald für die zur Gemeinde Höll gehören⸗ 
den Ortſchaften Arnſtein, Hammer, Höll, für die zur Gemeinde Untergrafenried gehörenden 
Ortſchaften Kramhof, Untergrafenried, Ringberg, für die zur Gemeinde Steinlohe gehörenden 
Ortſchaften Kritzenthal und Mausthurm, Charlottenthal (Gemeinde Schönau), für die zur 
Gemeinde Stadlern gehörenden Ortſchaften Schwarzach, Stadlern, Reichenberg und Wald⸗ 
häuſer, für die zur Gemeinde Dietersdorf gehörenden Ortſchaften Eulenberg, Friedrichshang 
und Polſter / 

11. im Hauptzollamtsbezirk Waldſaſſen für die Ortſchaften Tillpſchanz (Gemeinde 
Eslarn) und Reichenau (Gemeinde Waidhaus); 

12. im Hauptzollamtsbezirk Hof (Saale) für die zur Ortſchaft Wildenau (Ge 
meinde Lauterbach) gehörenden, unmittelbar an der Zollſtraße Aſch Erkersreuth Selb nächſt 
der Landesgrenze gelegenen 5 Häuſer ſowie für die zur Gemeinde Neuhauſen gehörende Ort— 
ſchaft Neuhauſen und das Grenzwachwohngebäude Schönlind; 

13. im Hauptzollamtsbezirk Plauen (Vogtland) für die Ortſchaft Gürth; 

14. im Hauptzollamtsbezirk Annaberg für das Zollamtsgebäude Oberwieſenthal 
am Fichtelberg während des Winterhalbjahres (Oktober bis März) / 

15. im Hauptzollamtsbezirk Freiberg (Sachſen) für das Dorf Deutſchgeorgen⸗ 
thal der Gemeinde Cämmerswalde, 


a BO 


16. im Hauptzollamtsbezirk Bad Schandau für den zu Rehefeld⸗Zaunhaus 
gehörenden Ortsteil Neu-Rehefeld, für den Ort Müglitz und den zu Fürſtenau gehörenden 
Ortsteil Gottgetreu während des Winterhalbjahres (Oktober bis März), für den zu Liebenau 
gehörenden Ortsteil Kleinliebenau, die Ortſchaft Slſengrund, die zu Hellendorf gehörenden 
Ortsteile Fichte und Rundteil, für den zu Schöna gehörenden Ortsteil Schöna-Elbhäuſer und 
den ſelbſtändigen Gutsbezirk Heilſtätte Hohwald bei Neuſtadt (Sachſen / / 

17. im Hauptzollamtsbezirk Hirſchberg (Rieſengeb.) für die Ortſchaften Hoff- 
nungsthal und Striderhäufer (beide zur Gemeinde Schreiberhau gehörend) und für die Grenz- 
bauden (ur Gemeinde Arnsberg gehörend) 

18. im Hauptzollamtsbezirk Glatz für die Ortſchaften Peucker und Marienthal; 

19. im Hauptzollamtsbezirk Neuſtadt (Oberſchl.) für die Ortſchaft Schubertskroſe , 

20. im Hauptzollamtsbezirk Königsberg (Pr.) Holländerbaum für die Ort. 
ſchaft Pillkoppen. 

Die näheren Anordnungen treffen die Präſidenten der Landesfinanzämter. Sie find ermäch⸗ 
tigt, nach Lage der örtlichen Verhältniſſe die für die einzelnen Arten der zollfreien Lebensmittel 
vorgeſehenen Höchſtmengen herabzuſetzen oder ihre Einbringung auf beſtimmte Tage der 
Woche zu beſchränken oder dieſe Maßnahmen zu vereinigen. 


5, Nr. 19 erhält folgende Faſſung: 


Zu der Aum zu 
Nr. 162, 164 
und 165 und zu 
Nr. 198 Anm. 


19. Verzeichnis der Grenzſtrecken, für welche die zollfreie 

Einfuhr von Müllereierzeugniſſen der Nr. 162, 164 und 165 

des Zolltarifs — mit Ausnahme von Reisgrieß und von 

gewalztem Reis — ſowie von gewöhnlichem Backwerk — 

Nr. 198 — in Mengen von nicht mehr als 3 kg, nicht mit 

der Poſt eingehend, für Bewohner des Grenzbezirks zu⸗ 
gelaſſen iſt. 


Die zollfreie Einfuhr von Müllereierzeugniſſen — mit Ausnahme von Reisgrieß und von 
gewalztem Reis — ſowie von gewöhnlichem Backwerk, in Mengen von nicht mehr als 3 kg, 
nicht mit der Poſt eingehend, iſt den Bewohnern des Grenzbezirks für die nachſtehenden 
Grenzſtrecken geſtattet, ſofern die Bewohner eine auf Staatsverträgen beruhende Vergünſtigung 
gleicher Art nicht in Anſpruch nehmen: 


1. Im Ha uptzollamtsbezirk Flensburg für die Häuſergruppe Neupepersmark 
(Gemeinde Ladelund) 


2. im Hauptzollamtsbezirk Huſum für die Ortſchaft Aventoft / 
3 im Hauptzollamtsbezirk Kleve für den Ort Grafwegen; 


4. im Hauptzollamtsbezirk Kaldenkirchen (Rheinland) für den Ort Dammer 
bruch und für die zur Gemeinde Brüggen gehörende Sektion »An der Schwalme«, 


5. im Hauptzollamtsbezirk Heinsberg (Rheinland) für die zur Gemeinde Elmpt 
gehörende Gemarkung Tackenbenden und für das zur Gemeinde Effeld gehörende Zollhaus 
Rothenbach 


6. im Hauptzollamtsbezirk Aachen Kronprinzenſtraße für folgende Teile der 
Stadtgemeinde Aschen: die Ortſchaften Am Bildchen und Bildchen, folgende Teile des Ortes 
Grenzhof: Gut Grenzhof einſchließlich Köpfchen, die Zollhäuſer in Grenzhof, Haus Hirtzpley, 
die Anſiedlung »Grüne Eiche« ſowie Lichtenbuſch, 


- 


7. im Hauptzollamtsbezirk Prüm (Eifel) für die Ortſchaften Stupbach, Welchen, 
hauſen, Übereiſenbach, Gemünd und für den zur Gemeinde Keppeshauſen gehörenden Ort 
Keppeshauſen / 

8. im Hauptzollamtsbezirk Landau (Pfalz) für die zur Gemeinde Berg gehörende 
Ortſchaft Neulauterberg / 


9. im Hauptzollamtsbezirk Singen (Hohentwiel) für die Gemeinden Nordhalden, 
Kommingen, Uttenhofen, Wiechs am Nanden, Büßlingen, Beuren am Ried, Binningen, 
Schlatt am Nanden und Ebringen; 


10. im Hauptzollamtsbezirk Zwieſel (Bayern) für die zur Gemeinde Leopolds, 
reut gehörende Ortſchaft Schnellenzipf, für die zur Gemeinde Kleinphilippsreut gehörende Ort, 
ſchaft Marchhäuſer und für die zur Gemeinde Annathal gehörenden Ortſchaften Mitter und 
Hinterfirmiansreut, 

11. im Hauptzollamtsbezirk Furth im Wald für die Ortſchaften Höll (Gemeinde 
Höll), Untergrafenried (Gemeinde Unkergrafenried), Charlottenthal (Gemeinde Schönau), fur 
die zur Gemeinde Stadlern gehörenden Ortſchaften Schwarzach und Waldhäuſer, für die zur 
Gemeinde Dietersdorf gehörenden Ortſchaften Eulenberg und Friedrichshäng ; 
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12. im Hauptzollamtsbezirk Waldſaſſen für die Ortſchaften Tillyſchanz (Gemeinde 
Eslarn) und Reichenau (Gemeinde Waidhaus ) / 

13. im Hauptzollamtsbezirk Hof (Saale) für die zur Ortſchaft Wildenau (Gemeinde 
Lauterbach) gehörenden, unmittelbar an der Zollſtraße Aſch-Erkersreuth-Selb nächſt der 
Landesgrenze gelegenen 5 Häuſer 


14. im Hauptzollamtsbezirk Plauen (Vogtland) für die Ortſchaft Gürth. 


15. im Hauptzollamtsbezirk Annaberg für das Zollamtsgebäude Oberwieſenthal 
am Fichtelberg während des Winterhalbjahres (Oktober bis März); 


16. im Hauptzollamtsbezirk Freiberg (Sachſen) für das Dorf Deutſchgeorgenthal 
der Gemeinde Cämmerswalde, 

17. im Hauptzollamtsbezirk Bad Schandau für den zu Rehefeld⸗Zaunhaus ge⸗ 
hörenden Ortsteil Neu-Rehefeld, für den Ort Mühlitz und den zu Fürſtenau gehörenden Orts⸗ 
teil Gottgetreu während des Winterhalbjahres (Oktober bis März), für den zu Liebenau 
gehörenden Ortsteil Kleinliebenau ſowie für den ſelbſtändigen Gutsbezirk Heilſtätte Hohwald 
bei Neuſtadt (Sachſen) / 

18. im Hauptzollamtsbezirk Hirſchberg (Rieſengeb.) für die Ortſchaften 
Hoffnungsthal und Strickerhäuſer (beide zur Gemeinde Schreiberhau gehörend) und für die 
Grenzbauden (zur Gemeinde Arnsberg gehörend), 

19. im Hauptzollamtsbezirk Glatz für die Ortſchaft Rothflöſſel und die zur Ge⸗ 
meinde Steinbach gehörenden »Angſthäuſere, 


20. im Hauptzollamtsbezirk Neuſtadt (Oberſchleſ.) für die Ortſchaften Alt⸗ 
wiendorf, Neuwiendorf und die Kolonie Amaliengrund 


21. im Hauptzollamtsbezirk Ratibor für die Ortſchaft Schönwieſe, 

22. im Hauptzollamtsbezirk Königsberg (Pr.) Holländerbaum für die 
Ortſchaft Pillkoppen , 

23. im Hauptzollamtsbezirk Tilfit für die Ortſchaften Ackminge, Skirwieth, Elch⸗ 
winkel, Alt- und Neu-Lubönen, Wolfswinkel, Schillehnen a. d. Memel und Dirwehlen; 


24. im Hauptzollamtsbezirk Eydtkuhnen für die Ortſchaften Szogelgalwen und 
Neu⸗Skardupönen, 


25. im Hauptzollamtsbezirk Elbing für die Ortſchaften Pröbbernau, Schottland, 
Schellmühl und Langhaken, ſofern die Bewohner die Vergünſtigung aus 82 Nr. 15 und 16 
der Durchführungsverordnung zu der Verordnung über Zollbefreiungen im kleinen Grenz, 
verkehr an der Grenze mit dem Freiſtaat Danzig vom 9. März 1928 (Reichsminiſterialbl. 
S. 92) in der Faſſung der Verordnung vom 17. Mai 1934 (Reichsminiſterialbl. S. 410) nicht 
in Anſpruch nehmen. 

Die näheren Anordnungen treffen die Präſidenten der Landesfinanzämter. Sie ſind er⸗ 
mächtigt, nach Lage der örtlichen Verhältniſſe die für die einzelnen Arten der zollfreien 
Lebensmittel vorgeſehenen Höchſtmengen herabzuſetzen oder ihre Einbringung auf beſtimmte 
Tage der Woche zu beſchränken oder dieſe Maßnahmen zu vereinigen. 


6. Nr. 31a erhält folgende Faſſung: 


Zn Nr. 207 


und 250. 


31a. Gehärtete fette Ole und Trane. 


Die gehärteten fetten Ole und Trane enthalten häufig Nickel, das bei der Fetthartung als 
Katalyſator verwendet wird. Neuerdings werden jedoch zum Genuß beſtimmte gehartete 
Erzeuaniffe meiſt fo weitgehend gereinigt, daß in ihnen Nickel nur ausnahmsweiſe nachzuweiſen 
iſt. Auch ſind Härteverfahren ausgebildet worden, bei denen Nickel überhaupt nicht verwendet 
wird. Die Feſtſtellung, daß Nickel in einem Erzeugnis nicht vorhanden iſt, iſt daher kein 
Beweis dafür, daß eine Härtung nicht ſtattgefunden hat. 

Bei der Härtung erfahren die fetten Ole und Trane gewiſſe Anderungen ihrer phyſikaliſchen 
und chemiſchen Kennzahlen, die von der Art und der Dauer der Härtung abhängig ſind. 
Ein beſonderes Merkmal der gehärteten fetten Ole und Trane iſt ihr Gehalt an Iſboölſäure, 
der zu der Dauer der Härtung in gewiſſen Beziehungen ſteht. Während ungehärtete 
fette Öle und Trane faſt frei von Iſoölſäure find, enthalten gehärtete fette Ole und 
Trane meiſt mehr als 5 v. H., in manchen Fällen mehr als 40 v. H. Iſbölſäure. Unge⸗ 
härtete andere tieriſche Fette als Trane enthalten dagegen in der Regel nicht mehr 
als 2 v. H. Iſoölſäure, praktiſch kommt die Härtung von anderen tieriſchen Fetten als Tranen 
kaum in Frage. Pflanzliche Fette, die gelegentlich gehärtet werden, find an ihren phyſi⸗ 
kaliſchen und chemiſchen Kennzahlen zu erkennen. 

Sofern über die Beſchaffenheit eines aus fettem Ol oder Tran hergeſtellten Erzeugniſſes nach 
ſeinen ſonſtigen Eigenſchaften Zweifel beſtehen, iſt der Gehalt an Iſvolſäure nach dem nach⸗ 
ſtehend beſchriebenen Verfahren zu ermitteln. Das Vorliegen von gehärtetem fetten Ol oder 
Tran iſt in ſolchen Fällen nur dann als erwieſen anzuſehen, wenn die Ware mehr als 2,5 v. H. 
Iſoölſäure enthält. 
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Beſtimmung der Iſoblſäure 


1 bis 1,5 g der Probe werden in einem 200 cem Erlenmeyerkolben abgewogen und unter 
Zugabe von etwas grobkörnigem Bimsſteinpulver mit 25 cem weingeiſtiger Kalilauge) 
15 Minuten lang am Rückflußkühler verſeift. Die noch heiße Seifenlöfung wird mit 100 cem 
weingeiſtiger Bleiacetatlöſung!), 5 cem Eiseſſig und 20 cem heißem Waſſer verſetzt und auf 
dem ſiedenden Waſſerbade am Rückflußkühler bis zur vollſtändigen Löſung des bei Gegenwart 
größerer Mengen feſter Fettſauren entſtehenden Niederſchlages erwarmt. Aus der Löſung 
ſcheiden ſich beim Erkalten auf Zimmertemperatur die Bleiſalze der feſten Fettſäuren lein⸗ 
ſchließlich der der Iſoölſäuren) ab. Die Abſcheidung iſt durch wiederholtes Umſchwenken zu 
fördern. 

Am nächſten Tage wird der Niederſchlag auf einem Glasfiltertiegel 

7} 1 

(Schott & Gen. = 
Weingeiſtgehalt von 70 Raumteilen in 100 ausgewaſchen. Nach gründlichem 
Abſaugen wird der Glasfiltertiegel mit Inhalt umgekehrt in das neben⸗ 
ſtehend abgebildete Extraktionsgerät gebracht. Nachdem auf den Siebboden 
5 com Eiseſſig und in den vorher benntzten Erlenmeyerkolben 100 cem mein. 
geiſtige Bleiacetatlöfung?) gegeben find, wird unter lebhaftem Sieden am 
Rückflußkübler bis zur vollſtändigen Löſung der Bleiſalze extrahiert. Um den 
Weingeiſtdämpfen den Durchgang durch den Extraktionsapparat zu ermög⸗ 
lichen, wird in dieſen ein dreiſtrahliger Glasſtern eingelegt oder der obere 
dand des Glasfiltertiegels an mehreren Stellen ausgeſchliffen. Nach beendeter 
Extraktion werden zu der heißen Löſung 15 cem heißes Waſſer gegeben. 
Ein etwa entſtehender Niederſchlag wird durch nochmaliges Erhitzen am 
17 Kückflußkühler gelöſt. Aus der Löſung laßt man die Bleiſalze wiederum 

bei Zimmertemperatur bis zum nächſten Tage auskriſtalliſteren und fördert 
die Abſcheidung durch wiederholtes Umſchwenken. 
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. MD a) geſammelt und mit 50 cem Branntwein mit einem 


Umm 


75 


Die ausgeſchiedenen Bleiſalze werden wie oben abgeſaugt und mit 50 cem 
Branntwein mit einem Weingeiſtgehalt von 70 Raumteilen in 100 aus⸗ 
gewaſchen. Darauf wird der Glasfiltertiegel wiederum umgekehrt in das 
Ertraktionsgerät gebracht. Nachdem auf den Tiegelboden 5 cem Eiseſſig 
gegeben ſind, wird mit 25 cem Branntwein mit einem Weingeiſtgehalt von 
90 Raumteilen in 100 in gleicher Weiſe wie vorher am Ruckflußtühler 
extrahiert. 

Zu der weingeiſtigen Löſung der Bleiſalze werden etwa 75 cem Waſſer 
und 10 cem Salpeterſaure (D = 1,2) gegeben. Die Löſung wird im 
Scheidetrichter einmal mit 60 cem und danach zweimal mit je 30 cem 
Atber ausgeſchüttelt. Die vereinigten ätheriſchen Auszüge werden dreimal 
mit je 25 cem Waſſer gewaſchen und über waſſerfreiem Natriumſulfat ge⸗ 
trocknet. Die ätheriſche Löſung wird nunmehr unter Nachſpülen mit Ather in einen gewogenen 
Jodkolben gebracht und in letzterem zunächſt auf einem ſchwach ſiedenden, nach dem Verjagen 
des Athers auf einem kräftig ſiedenden Waſſerbade unter Einblaſen von Luft ſo lange erbitzt, 
bis Eſſigſäuredämpfe nicht mehr wahrnehmbar oder mit angefeuchtetem blauem Lachmuspapier 
nicht mehr nachweisbar ſind. Nach dem Erkalten wird der Jodkolben gewogen und mit 
15 cem Chloroform und 25 cem Jodlöſung nach Hanus?) beſchickt. Nach zwanzig Minuten 
wird unter Zugabe von 15 com Jodkaliumlöſung (10 v. H.) und etwas Waſſer mit Thioſulfat⸗ 
löſung von bekanntem Wirkungswert in üblicher Weiſe titriert. 


Berechnung: Nach der Gleichung: 
C,H O: (Iſoölſäure 282,3) +2J = S ee 
entſpricht 1 cem Yıo Normaljodlöſung 0,1412 9 Iſoölſäure. 

Bezeichnet man die angewandte Probemenge in Grammen mit s, die gewogene Menge der 
feſten Fettſäuren (einſchließlich der Iſoölſäure) mit a und die Anzahl der verbrauchten auf 
½ Normal umgerechneten cem Thioſulfatloſung mit b, ſo beträgt: 

der Gehalt der Probe an feſten Fettſäuren (einſchließlich der Iſo. 100. 2 
ölſäure) in Gewichtshundertteilen «ö = 
100 - 0,012592 . b 
a 
100 - 0,01412 . b 
8 


die Jodzahl der feſten Fettſäuren (einſchließlich der Iſoölſäure) 


der Gehalt der Probe an Iſoölſaure in Gewichtshundertteilen . 
1) Weingeiſtige Kalilauge: 40 com wäßrige Kalilauge (500 g K O H: 1000 cem) werden mit Brannt- 
wein mit einem Weingeiſtgehalt von 96 Raumteilen in 100 auf 1000 em aufgefüllt. 
2) Weingeiſtige Bleiacetatlöſung: 50 g neutrales Bleiacetat werden in 150 cem Waſſer gelöft, mit 
5 cem Eiseſſig verſetzt und mit Branntwein mit einem Weingeiſtgehalt von 96 Raumteilen in 100 auf 
1000 em aufgefüllt. 


3) Jodlöſung nach Hanus: 20 5 Jodmonobromid werden in Eiseſſig zu 1000 em gelöſt. 


Beiſpiel: Aus 8 
punkt = 25,4 C, 


Thioſulfatlöſung verbraucht. 


feſten Fettſäuren (einſchließlich der Iſoölſäure) 
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1,060 g gehärtetem Erdnußöl (Schmelzpunkt 
Jodzahl = 67,9) wurden a = 0,5873 
Iſoölſäure) abgeſchieden und bei der Beſtimmung der 


— 31,4° C, Erſtarrungs⸗ 
g feſte Fettſäuren (einſchließlich der 
Jodzahl b = 20,9 cem 10 Normal- 


Demnach beträgt der Gehalt des gehärteten Erdnußöls an 


00 . 0,587: = f 
— Re 55,4 v. H. Die Jodzahl 


1,060 
ae en Rn 2820 5 
der feſten Fettſäuren (einfchließlich der Iſoölſäure) it = 0,5873 — 45,2. Der Gehalt 
! 
des gehärteten Erdnußöls an Iſoölſäure it = — 5660 27,8 v. H. 


Beſtimmung des Erſtarrungspunktes 
Bei Beſtimmung des Erſtarrungspunktes zur Unterſcheidung der gehärteten fetten Ole und 


Trane der Nr. 207 A von den gehärteten fetten Ölen und Tranen, 


die als Kerzenſtoffe nach 


Nr. 250 zu behandeln ſind, iſt nach der in Teil III 14 enthaltenen Anweiſung zu verfahren. 


7. In Nr. 35 erhält Abſ. 3 folgende Faſſung: 


Als Edelſteine kommen neben natürlichen auch ſynthetiſche Edelſteine in Betracht. 


8. In Nr. 165 iſt in Abſ. 


3 der letzte Saß (Im übrigen finden 
gemäß Anwendung.) zu ſtreichen und als Abſ. 6 [hinter »Als geſchmiedet, roh. 


hinſichtlich der Begriffe »bearbritet« ... ſinn⸗ 
. geſchmiedet (geſchlichtet) find«] einzufügen: 


Im übrigen finden hinſichtlich der Begriffe »bearbeitet« und „weiterbearbeitet« die Vorſchriften 


in Anmerkung 3 zu 


Unterabſchnitt 17 A ſiungemäß Anwendung. 


IV. Kraftfahrzeugverkehr (einſchl. Kraſtfahrzeugſteuer), 
Beförderungſteuer, Urkundenſteuer 


Urkundenſteuer 
I. Werkverträge 


Auf Grund des § 13 AD. ordne ich mit Wirkung 
vom 1. Juli 1936 ab das folgende an: 


Von der Beſteuerung nach $ 15 UrkStG. iſt 
ausgenommen ein Werkvertrag über die Bearbei⸗ 


tung oder Verarbeitung eines Gegenſtands durch 


einen inländiſchen Textillohnbetrieb oder einen 
anderen Lohnbetrieb, wenn der Gegenſtand zur 
Weiterveräußerung im Betrieb des Beſtellers — 
ſei es in derſelben Beſchaffenheit, ſei es nach vor⸗ 
heriger Bearbeitung oder Verarbeitung — be⸗ 
ſtimmt iſt. Die 
gilt nur, wenn der Vertrag durch Austauſch von 
Briefen oder ſonſtigen ſchriftlichen Mitteilungen 
zuſtandegekommen iſt. Die Erſtattung bereits 
entrichteter Urkundenſteuer iſt ausgeſchloſſen. 


II. Lagerſcheine (Eigentumsübertragungen 
und Abtretungen der Herausgabean⸗ 
ſprüche ſowie Sicherungsübereignungen) 


1 


Der Lagerſchein (indoſſabler und Rektalagerſchein) 
über Waren iſt ſteuerrechtlich in der Regel nur als 
einſeitige Erklärung des Lagerhalters über ihren 
Empfang zur Lagerung und über die Verpflichtung 
zu ihrer Auslieferung an den legitimierten Inhaber 
des Lagerſcheins zu werten, 
Hamburger Lagerſchein. 
unterliegt die Erklärung nicht der Steuer des 8 22 
UrkStG. für Schulderklärungen, da fie nicht auf die 
Zahlung einer Geldſumme gerichtet iſt. Nimmt der 
Lagerſchein außerdem einleitend auf das ihm zu⸗ 
grunde liegende Lagergeſchäft Bezug etwa mit 
Worten wie: »Ich lagerte ein auf Grund der 


Ausnahme von der Beſteuerung 


ſo z. B. der ſogenannte 
Als Schuldverpflichtung 


allgemeinen Geſchäftsbedingungen des Vereins, 
die auch gegen jeden Erwerber dieſes Lagerſcheins 
gelten«, ſo iſt hierin nicht eine einſeitige Beur⸗ 
kundung des Lagervertrags zu finden, ſondern nur 
eine biltorifche Erwähnung eines Nechtsgeſchaͤfts zur 
Begründung oder Verdeutlichung einer rechts⸗ 
geſchäftlichen Erklärung im Sinn des Abſatzes 3 der 
Begründung zu 8§9 UrkStG., und zwar vornehm⸗ 
lich mit dem Ziel, den Anſpruch eines weiteren 
Lagerſcheininhabers zu umgrenzen. Eine Ver⸗ 
ſteuerung als Vertrag nach 820 ArkstG. kommt 
hiernach nicht in Frage. 


2 


Auf Grund des § 13 AD. ordne ich mit Wirkung 
vom 1. Juli 1936 ab das folgende an: 


Von der Beſteuerung nach § 20 und 821 ſowie 
nach § 24 UrkStG. find ausgenommen die Eigen⸗ 
tumsübertragung und die Abtretung des Heraus⸗ 
gabeanſpruchs ſowie die Sicherungsübereignung, 
wenn fie die Übertragung der Eigentumsrechte 
aus einem nach Ziffer ! ſteuerfreien Lagerſchein 
über Waren zum Gegenſtand haben. Die Er 
ſtattung bereits entrichteter Urkundenſteuer iſt 
ausgeſchloſſen. 


III. Schiedsverträge 


Auf Grund von § 13 AD. ordne ich mit Wirkung 
vom 1. Juli 1936 ab das folgende an: 


Von der Beſteuerung nach 8 20 UrkStG. iſt aus⸗ 
genommen ein Schiedsvertrag im Sinn des 
$ 1027 Abſatz 2 der Ziwilprozeßordnung (Handels- 
geſchäft), wenn er nur Nebenvertrag eines ſteuer⸗ 
freien Hauptvertrags und mit dieſem zuſammen 
in einer Urkunde beurkundet iſt. Die Erſtaktung 
bereits entrichteter Urkundenſteuer iſt ausge: 


ſchloſſen. 


IV. Mantelzeffionen 


VI. Abtretungen von Verſicherungsanſprüchen 


Im Erlaß des Preußiſchen Finanzminiſters vom 
39, Juli 1933 — II C 1263, PrỹMBl. S. 148 — 
iſt u. a. die Frage der Verſtempelung von Mantel⸗ 
zeſſionen behandelt. Nach dem Erlaß des Preußiſchen 
Finanzminiſters vom 16. April 1934 — II C407, 
nicht veröffentlicht — handelt es ſich hierbei um 
eine Rechtsauslegung. Dieſe gebt dahin: Werden 
in einer einheitlichen Urkunde für die Dauer eines 
bewilligten Kredits, auch ſoweit er verlängert wird, 
zu ſeiner Sicherung Forderungen in beſtimmter 
Höhe (3. B. 100 000 Sal) in der Geſtalt abge⸗ 
treten, daß die jeweils eingegangenen Forderungen 
durch neue erſetzt werden müſſen (Mantelzeſſion), ſo 
iſt der Abtretungsſtempel zu der Urkunde nur ein⸗ 
mal von dem beſtimmten Betrag (d. h. von 
100 000 RA im vorgenannten Beiſpiel) zu er⸗ 
heben; bei nachträglicher Erhöhung des Kredits und 
der Sicherung iſt nur der zufähliche Abtretungs⸗ 
betrag entſprechend zu verſtempeln. 


Ich erſuche, entſprechend hinſichtlich der Arkunden⸗ 
ſteuer des 8 21 UrkStG. zu verfahren. Nicht der 
Steuer unterworfen ſind dann aber nur die unter 
Bezugnahme auf die Mantelzeſ ſion erfolgenden Mit⸗ 
teilungen von den Erſatzforderungen, deren Ab⸗ 
tretung ſchon in der urſprünglichen Mantelzeſſion 
erfolgt iſt, nicht jedoch eigentliche Abtretungen, da 
die Steuerpflichtigkeit einer Urkunde ſich nach ihrem 
Inhalt richtet. 


Mantelſicherungsübereignungen 6. B. eines 
beſtimmten Warenlagers mit wechſelndem 
Beſtand) 


Für die Verſteuerung nach 824 UrkStG. gilt das 
hinſichtlich der Mantelzeſſion zu IV Geſagte ent⸗ 
sprechend. 

Werden zur Sicherung einer Forderung eine 
Mantelzeſſion und eine Mantelſicherungsübereignung 
zuſammen in einer Arkunde beurkundet, dann iſt 
die Steuer nach § 21 und nach 8 24 entſprechend 
zu erheben. 


Der Verſteuerung nach § 21 UrkStG. unterliegt 
auch die Sicherungsabtretung von Verſicherungs⸗ 
anſprüchen, z. B. des Anſpruchs aus einer Lebens⸗ 
verſicherung. Nach preußiſchem Stempelſteuerrecht 
berechnete ſich in einem ſolchen Fall die Steuer nach 
der Verſicherungsſumme. Das gleiche galt für die 
Abtretung der künftigen Anſprüche aus einer 
Schadensverſicherung im Hinblick darauf, daß nach 
83 Abſatz 2 des preußiſchen Stempelſteuergeſetzes 
bedingte Geſchäfte demſelben Stempel unterworfen 
ſind wie unbedingte und das Recht übertragen iſt, 
im Fall eines Untergangs der verſicherten Gegen⸗ 
ſtände die Verſicherungsſumme zu erheben. Dem 
genannten § 3 Abſatz 2 iſt die Beſtimmung des 
89 Abſatz 2 ArkStG. nachgebildet (Abſatz 4 der 
Begründung zu § 9). Die Berechnung der Steuer 
des § 21 UrkstG. für die Abtretung von künftigen 
Verſicherungsanſprüchen muß alſo danach grund⸗ 
ſätzlich die gleiche fein. Zweifelhaft könnte das 
allenfalls bei der Abtretung des Anſpruchs aus einer 
Lebensverſicherung ſein. Indeſſen hat die Abtretung 
zum Gegenſtand den Anſpruch auf die volle Ver⸗ 
ſicherungsſumme 
falls. Daß die volle Summe erſt fällig iſt, d. h. daß 
der Anſpruch auf die volle Summe erſt gegeben 
iſt, wenn der Verſicherungsfall eintritt, iſt eine 


beim Eintritt des Verſicherungs⸗ 


VII. 


Bedingung, die nach 89 Abſatz 2 UrkStG. unbe⸗ 
achtlich iſt. Gegenüber dieſer Sonderbeſtimmung 
greift auch nicht die Beſtimmung im 814 Abſatz 4 
NBewG. durch. Denn nach § a. a. O. gelten die 
allgemeinen Bewertungsvorſchriften (88 2 bis 17) 
nur, ſoweit ſich nicht aus den Steuergeſetzen etwas 
anderes ergibt. Da im übrigen kein Grund beſteht, die 
Beſtimmung des 89 Abſatz 2 UrkStG. anders als 
die des § 3 Abſatz 3 PrStStc. anzuwenden, iſt hier⸗ 
nach das Vorhandenſein einer von § 14 Abſatz 4 
NBewG. abweichenden Beſtimmung feſtzuſtellen. 


Mitteilungen im bankgeſchäftlichen Ver⸗ 
kehr über die Hereinnahme von Geldern 
auf Termin oder Kündigung 


Nach dem preußiſchen Stempelſteuerrecht waren 
ſteuerfrei »ſchriftliche Mitteilungen im bankgeſchäft⸗ 
lichen Verkehr über die Ausleihung von Geldern 
auf feſte Termine oder auf Kündigung«. Obwohl es 
hier nur »Ausleihung« hieß, wurde die Befreiungs⸗ 
vorſchrift auf Gelder bezogen, die die Bank aus⸗ 
geliehen oder aufgenommen hat (RG. 16. 5. 1933, 
Bd 141 S. 95). Obwohl es umgekehrt im 8 22 
Abſatz 4 Ziffer 2 UrkstG. nur »Hereinnahme« 
heißt, iſt die Beſtimmung entſprechend (gemäß ihrer 
Tendenz: Begünſtigung der auf kurze Friſt gege⸗ 
benen Gelder«) auch auf »Ausleihung« zu beziehen 
im Hinblick auf die ausdrückliche Feſtſtellung im 
Abſatz 13 der Begründung zu 822 UrkstG., daß 
die Beſtimmung dem preußiſchen Geſetz entnommen 
iſt. Andererſeits muß angenommen werden, daß 
nur die im bankgeſchäftlichen Verkehr übliche kurz⸗ 
friſtige Ausleihung gemeint iſt (RF H. 8. 11. 1935, 
RStl. 1936 S. 24). Daraus ergibt ſich, daß die 
Vorausſetzung für die Ausnahme von der Be⸗ 
ſteuerung nicht erfüllt iſt, wenn es ſich um ein ſelb⸗ 
ſtändiges Finanzierungsgeſchäft handelt (auch bei 
kurzfriſtiger Ausleihung), ſowie wenn die Aus⸗ 
leihung die Dauer von längſtens 3 Monaten über- 
ſchreitet lentſprechend einem Gutachten der In⸗ 
duſtrie⸗ und Handelskammer zu Berlin); es ſteht der 
Befreiung nicht entgegen, wenn die kurzfriſtige Aus⸗ 
leihung des öfteren kurzfriſtig verlängert wird und 
in ihrer Geſamtheit die Ausleihung vielleicht nicht 
mehr als kurzfriſtig angeſehen werden kann. 

Ich erſuche, hiernach zu verfahren. 


VIII. Sparbücher 


IX. 


Sparbücher (Rechnungs-, Depoliten-, Einlage⸗ 
bücher) enthalten in der Regel keine urkundenſteuer⸗ 
pflichtigen Schulderklärungen. Sie werden daher 
nicht, wie in einigen Landesſtempelgeſetzen, beſonders 
unter den Ausnahmen von der Beſteuerung aufge⸗ 
führt. Nur wenn aus der beſonderen Form des 
Sparbuchs ausnahmsweiſe geſchloſſen werden muß, 
daß die einzelnen Einzahlungsquittungen eine Ver⸗ 
pflichtung zur Rückzahlung darſtellen, kommt eine 
Erhebung der Steuer nach § 22 UrfSt6. in Frage. 
Unter ⸗ 


Anterſchriftverzeichniſſe und 


ſchriftkarten 


Nach 8 27 Abſatz 1 Satz 3 ArkstG, iſt auch ſteuer⸗ 
pflichtig eine ſogenannte Vollmachtgeſtändnisurkunde, 
d. b. eine Mitteilung des Vollmachtgebers über die 
bereits erfolgte Bevollmächtigung an einen Dritten. 
Durch die Erlaſſe des Preußiſchen Finanzminiſters 
vom 29. Juli 1933 und 15. Dezember 1933 
(IIC 1263, Prey Ml. S. 148 und I e 
Prey MBl. S. 239) iſt die entſprechende Beſtimmung 
des PrStStG. dahin ausgelegt worden: Zu den 
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Vollmachten 


ſteuerpflichtigen Vollmachtgeſtändnisurkunden ſind 
nicht zu rechnen Anterſchriftverzeichniſſe einer Bank 
oder einer Firma, in denen die Namenszüge der 
Unterſchriftträger mechaniſch hergeſtellt find und nur 
dem Zweck dienen ſollen, von dem einzelnen Namens⸗ 
zug aus Gründen der Sicherheit im Geſchäftsverkehr 
Kenntnis zu geben, ferner nicht ſolche Unterſchrift⸗ 
verzeichniſſe, in denen lediglich die Namenszüge der 
Organe, Prokuriſten und Handlungsbevollmächtigten 
mitgeteilt werden und die nur dem Zweck dienen 
ſollen, von dem einzelnen Namenszug und der Art 
der Zeichnungsberechtigung aus Gründen der Sicher⸗ 
heit im Geſchäftsverkehr Kenntnis zu geben, auch 
wenn die Namenszüge nicht mechaniſch hergeſtellt 
ſind. In beiden Fällen iſt die Vorausſetzung für die 
Steuerfreiheit darin zu finden, daß es ſich um allge⸗ 
mein und unaufgefordert an die Kunden oder Ge⸗ 
ſchäftsfreunde verſandte gleichlautende Verzeichniſſe 
handelt im Gegenſatz zur Unterſchriftkarte, bei der es 
ſich um ein vom Bankkunden ausgefülltes Formular 
der Bank handelt, das die Berechtigung der auf- 
geführten Perſonen zur Zeichnung nur im Hinblick 
auf ein beſtimmtes Konto und nur der Bank gegen⸗ 
über zum Ausdruck bringt. 

Ich erſuche, entſprechend hinſichtlich der Urkunden⸗ 
ſteuer des § 27 UrkStG. zu verfahren. 


der Behörden und der 
Dienſtſtellen der Partei und ihrer Gliede- 
rungen 
Durch frühere Erlaſſe habe ich das folgende ent- 
ſchieden: 
Bevollmächtigt der Vorſtand (oder ſein Beauf⸗ 
tragter) einer öffentlichen Behörde oder einer 


Dienſtſtelle der Partei und ihrer Gliederungen 
eine ihm dienſtlich unterſtellte Perſon allgemein 
zum Empfang von Poſtſendungen, dann iſt dies 
eine Handlung der Geſchäftsverteilung, alſo eine 
Handlung hoheitsrechtlicher Art und daher nicht 


der Urkundenſteuer unterworfen. Das gleiche gilt 
entſprechend für Poſtſcheck⸗ und Bankvollmachten. 
Ich erſuche, hiernach zu verfahren. 


XI. Genoſſenſchaften 


1. Bei der Übernahme von mehreren Genoſſen⸗ 
ſchaftsanteilen in einer Urkunde iſt die Ur⸗ 
kundenſteuer von dem Betrag jedes Anteils 
einzeln zu berechnen (§37 Abſ. 3 Ziff. 2 
UrkStG.). 

2. Die Befreiungsvorſchrift des § 4 Ab. 1 Ziff. 1 
UrfStG. findet auf Genoſſenſchaften (§ 37 
UrkstG.) keine Anwendung. 

XII. Erſtattung von Stempelabgaben der 
Länder (einſchl. des Saarlandes) 

Die Erſtattungen der Stempelſteuern aus Necht3- 
oder Billigkeitsgründen erfolgen zu Laſten des Reichs. 
Die zuſtändigen Finanzkaſſen buchen die ausgezahl⸗ 
ten Beträge als Erſtattung an Arkundenſteuer. 


Anmerkung. 


In den Fällen der Ziff. VI, VIII und XI erfolgt die 
Nechtsauslegung vorbehaltlich anderweiter Entſcheidung 
im Rechtsmittelverfahren. 
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